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Franz Kohlhuber*) 
Für Aufsehen haben Meldungen gesorgt, denen zufolge in den vergangenen beiden Jahren in der 
Bundesrepublik Deutschland jeweils mehr als 300 000 Arbeitnehmer aufgrund von Unternehmensinsol-
venzen entlassen wurden und die etwa 20% der gegenwärtigen Arbeitslosigkeit auf diese insolvenzbedingten 
Freisetzungen zurückführten. An diesen Zahlen ließen inzwischen verschiedene andere Untersuchungen, 
welche zu wesentlich niedrigeren Ergebnissen führten, nachhaltige und – wie sich zeigt – berechtigte 
Zweifel aufkommen. Nachdem es sich bei den Insolvenzen weit überwiegend um kleine und mittlere, oft 
in Aufbau befindliche Betriebe handelt und die Insolvenzgefährdung von Großunternehmen eher 
niedriger einzuschätzen ist, kann davon ausgegangen werden, daß je Unternehmensinsolvenz allenfalls eine 
dem Branchendurchschnitt entsprechende Zahl von Arbeitsplätzen betroffen sein konnte. 
Zwei Quantifizierungsmodelle zeigen übereinstimmend, daß in den vergangenen Jahren höchstens 3 bis 
4% aller Zugänge zur Arbeitslosigkeit auf Insolvenzen zurückzuführen waren. Die wirkliche Belastung 
des Arbeitsmarkts durch Unternehmenszusammenbrüche ist noch unterhalb dieser Obergrenze anzuset-
zen, nachdem nicht alle Insolvenzen eine (vollständige) Betriebsstillegung zur Folge haben und keines-
wegs alle Entlassungen zu Arbeitslosigkeit führen. Dies bestätigte auch eine von der Bundesanstalt für 
Arbeit vorgelegte Analyse der Arbeitslosmeldungen, wo lediglich in 3% der Fälle Konkurse und 
Betriebsstillegungen als Gründe genannt wurden. 
Gliederung 
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11. Zusammenfassung 
1. Beschleunigter Anstieg der Insolvenzzahlen als thema-
tischer Rahmen 
Von der nunmehr bereits drei Jahre anhaltenden gesamtwirt-
schaftlichen Schwächephase zweifellos mit ausgelöst, wenn-
gleich sicherlich nicht allein durch sie „verschuldet“, ist über 
die Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland eine bislang 
nicht gekannte Flut von Insolvenzen hereingebrochen. Nach 
*)  Dipl.-Kfm. Franz Kohlhuber ist Regierungsrat im Bayerischen Landesamt für 
Statistik und Datenverarbeitung. Der Beitrag liegt in der alleinigen 
Verantwortung des Autors.  
1)  Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 2, Reihe 4.1.  
2)  Vgl. Gesetz über das Konkursausfallgeld (Drittes Gesetz zur Änderung des 
Arbeitsförderungsgesetzes) vom 17. 7. 1974, BGB1. I, S. 1481, § 141 b Abs. 
l und 3. 
Ermittlungen des Statistischen Bundesamts wurde im ver-
gangenen Jahr ein neuer, erschreckender Höchststand von 
insgesamt 11 916 Unternehmensinsolvenzen registriert, der 
das vormalige „Rekordresultat“ des Vorjahres 1981 noch-
mals weit (um 40,3%) übertraf
1). Dabei wurde in lediglich 
142 Fällen der Versuch gemacht, durch Eröffnung eines 
gerichtlichen Vergleichsverfahrens den drohenden Konkurs 
abzuwenden. Daß dieser Versuch keineswegs immer erfolg-
reich war, bringt die Zahl von 76 Anschlußkonkursen zum 
Ausdruck, der Fälle also, in denen im gleichen Jahr die 
Bemühungen um einen gerichtlichen Vergleich scheiterten. 
Auch der weitaus größte Teil der beantragten Konkursver-
fahren – in den letzten Jahren regelmäßig 70 bis 75% -
wurde von den Konkursgerichten mangels Masse abgewie-
sen, weil das Vermögen der Gemeinschuldner nicht einmal 
zur Deckung der Gerichtskosten ausreichend erschien. Nur 
in etwa jedem vierten Fall konnte der Eröffnung eines 
gerichtlichen Auseinandersetzungsverfahrens zugestimmt 
werden; allerdings stellte sich zudem oft erst nach dem 
Eröffnungsbeschluß die Masselosigkeit der Gemeinschuld-
ner heraus, was die nachträgliche Einstellung der Verfahren 
zur Folge hatte. So konnte in den letzten Jahren jeweils nur 
etwa ein Fünftel der beantragten Konkursverfahren 
abschließend vor Gericht durchgeführt werden. 
Vergleicht man den hohen Anteil masseloser Konkurse 
sowie das hohe Niveau der Insolvenzzahlen seit Mitte der 
70er Jahre mit den wesentlich weniger ungünstig anmuten-
den Verhältnissen der vorausgegangenen Zeit, so muß frei-
lich einer Besonderheit gebührend Rechnung getragen wer-
den, welche in der veränderten „Qualität“ der Insolvenzfälle 
besteht. Mit Inkrafttreten des Gesetzes über das Kon-
kursausfallgeld Mitte des Jahres 1974 erwuchs nämlich 
namentlich für die Arbeitnehmer der fallierten Unterneh-
men sowie die Träger der gesetzlichen Sozialversicherung 
ein neuer Anlaß auch im Fall völliger Masselosigkeit der 
Schuldner einen Konkursantrag zu stellen, nachdem die 
Gewährung von Konkursausfallgeld an den Tatbestand der 
Konkurseröffnung oder -abweisung geknüpft ist.
2) Die 
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Wahrung von Ansprüchen aus diesem Gesetz hinterließ 
sozusagen als statistische Begleiterscheinung einen unver-
hältnismäßig steilen Anstieg der erfaßten (!) Insolvenzen, 
insbesondere jedoch der masselosen Unternehmenskon-
kurse – Fälle, welche früher in außergerichtlichen Verglei-
chen beigelegt wurden oder jedenfalls nur relativ selten zu 
Konkursanträgen führten
3). Unter den von der amtlichen 
Insolvenzstatistik erfaßten Konkursen von Unternehmen 
erhöhte sich der Anteil der mangels Masse abgewiesenen 
Fälle von weniger als 50% im Jahr 1974 bereits 1975 auf 64% 
und in den Folgejahren auf über 70%. 
Freilich darf der dargestellte Effekt der erweiterten Erfaß-
barkeit der Insolvenzen durch die Statistik im Hinblick auf 
die jüngste Entwicklung nicht überbewertet werden. Er 
vermag zwar die auffallende Niveauverlagerung der Insol-
venzzahlen Mitte des zurückliegenden Jahrzehnts mitzuer-
klären, insbesondere weil ihr keine vergleichbare Entwick-
lung der finanziellen Auswirkungen gegenüberstand, jedoch 
nicht die rasante Zunahme der Konkurshäufigkeit bei gleich-
zeitigem Anwachsen der finanziellen Einbußen, wie seit 
1980 zu beobachten. 
2. Zu den Auswirkungen der Insolvenzen 
Was bedeuten nun die Insolvenzen für die Volkswirtschaft? 
Handelt es sich bei den finanziellen Zusammenbrüchen von 
Unternehmen im Grunde nur um eine bestimmte – vielleicht 
mit einem gewissen negativen Beigeschmack behaftete Form 
des Ausscheidens aus dem Marktgeschehen, einen von der 
Marktwirtschaft selbst geprägten Auslesemechanismus also? 
Oder findet im Konkurs eine wirtschaftlich nicht mehr 
vertretbare Vernichtung von finanziellen Werten und 
3) Das Detitsche Institut für Wirtschaftsforschung spricht in diesem Zusam-
menhang von einem „institutionell überhöhten“ Anstieg der Insolvenzzahlen. 
Vgl. DIW-Wochenbericht 45/82, Berlin, S. 551 ff. 
4) Vgl. z.B. Statistisches Bundesamt, Fachserie 2, Reihe 4. l, Insolvenzverfahren 
Dezember und Jahr 1981, S. 3. 
5)  Vgl. hierzu insbesondere Creditreform-Jahresbericht 1981 sowie Unter-
nehmensentwicklung 1982, Verband der Vereine Creditreform, Neuss. 
Arbeitsplätzen statt? Dann wäre die Häufigkeit von Kon-
kursen und Vergleichen jedenfalls auch als Indikator für die 
Verfassung der gesamten Wirtschaft anzusehen. Ständig 
neue und immer beängstigendere „Rekorde“, über die in 
jüngster Zeit vermehrt berichtet wurde, aber auch die 
Dringlichkeit, mit der eine wirksame Reform des geltenden 
Insolvenzrechts gefordert wird, zeigen, daß zumindest 
gegenwärtig der zweite Aspekt in der öffentlichen und poli-
tischen Diskussion stark dominiert. 
Was nun quantitative Angaben zu den wirtschaftlichen und 
sozialen Auswirkungen der Insolvenzen anbelangt, so ver-
mag die amtliche Statistik nur zum Teil ihrer Aufgabe als 
„Datenlieferant“ gerecht zu werden, indem sie bei Kon-
kursantrag bzw. Vergleichseröffnung die vorläufigen finan-
ziellen Forderungen der Gläubiger und nach Abschluß der 
eröffneten Verfahren die finanziellen Einbußen der Gläubi-
ger erfaßt
4). Diese Zahlen sind aus den Unterlagen der 
Konkursgerichte relativ leicht zugänglich, verglichen mit 
weiteren Folgen wie z. B. Wertezerschlagung und Arbeits-
platzvernichtung, über deren Ausmaß in letzter Zeit sehr 
unterschiedliche Einschätzungen bekannt wurden. Beson-
ders kontroverse Ergebnisse erbrachten verschiedene Unter-
suchungen über die Auswirkungen von Insolvenzen am 
Arbeitsmarkt, einer Thematik, der natürlich gerade zu Zei-
ten hoher Arbeitslosigkeit vielenorts ein besonderer Stellen-
wert beigemessen wird – zu der jedoch der amtlichen Insol-
venzstatistik, mit Ausnahme Bayerns, keine Anhaltspunkte 
zu entnehmen sind. 
3. Ansätze zur Quantifizierung der Beschäftigungswir-
kungen von Insolvenzen 
Als relativ umfangreicher Versuch die Auswirkungen von 
Insolvenzen in finanzieller wie auch in personeller Hinsicht 
zu ermitteln, haben die „Insolvenzanalysen“ des Verbands 
der Vereine Creditreform, die in regelmäßigen Zeitabstän-
den über die Presseorgane einem breiten Publikum zugäng-
lich gemacht werden, einen besonderen Bekanntheitsgrad 
erreicht
5). Für die Jahre 1981 und 1982 kommt Creditreform 
zu dem Ergebnis, daß jeweils über 300 000 Arbeitnehmer 
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ihren Arbeitsplatz aufgrund von Insolvenzen verloren haben 
und daß 1981 nicht weniger als 275 000, also ca. 90% dieser 
entlassenen Personen (1982 sogar 328 000) insolvenzbedingt 
arbeitslos wurden. Demgegenüber sind in der letzten Zeit 
von mehreren Seiten Zweifel an diesen Zahlen, insbesondere 
am empirischen Fundament ihrer Ermittlung, laut gewor-
den. Vor allem die Repräsentativität der von Creditreform 
untersuchten Fälle, ca. 17% aller amtlich erfaßten Insolven-
zen, wurde dabei in Frage gestellt. Das Bayerische Lan-
desamt für Statistik und Datenverarbeitung, das im Rahmen 
der Insolvenzstatistik Angaben über die Zahl der betroffe-
nen Arbeitnehmer erhebt, hat z. B. in einer Presseverlautba-
rung die Zahl der Betroffenen für 1981 bundesweit auf etwa 
60 000 veranschlagt – dies jedoch unter dem einschränken- 
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den Hinweis, daß Entlassungen im Vorfeld des Konkurses 
nicht einbezogen wären
6). Darüber hinaus gibt es noch eine 
Vielzahl weiterer Einschätzungen über die Beschäftigungs-
wirkungen der Insolvenzen, die i. a. zu einem zwischen den 
beiden genannten liegenden Resultat führten. Bevor auf 
zwei weitere, global ausgerichtete Ansätze eingegangen 
wird, sollen die beiden genannten Teiluntersuchungen –
auch das für Bayern vorgelegte amtliche Ergebnis ist ja als 
solches zu sehen – auf ihre Repräsentativität für die „Insol-
venzlandschaft“ der Bundesrepublik hin untersucht werden. 
4. Repräsentativität als Hochrechnungsbasis 
Die statistische Methode der „einfachen Hochrechnung“, 
der sich Creditreform in den „Insolvenzanalysen  1981“ 
bedient, setzt die Repräsentativität der zugrunde liegenden 
Teilgesamtheit unabdingbar voraus. Denn um die Erkennt-
nisse, welche aus der Untersuchung der ausgewählten „Ele-
mente“ gewonnen werden, zu verallgemeinern, muß die 
getroffene Auswahl bzw. Stichprobe ein unverzerrtes ver-
kleinertes Abbild der Grundgesamtheit hinsichtlich der 
Heterogenität aller Ausprägungen der untersuchten Merk-
male sein. So oder jedenfalls so ähnlich ist es in einschlägigen 
Lehrbüchern der statistischen Methodenlehre nachzulesen. 
Auch Creditreform nimmt für die eigenen Untersuchungen 
Repräsentativitätscharakter in Anspruch und führt dazu aus, 
daß „die Untersuchung auf solche Fälle beschränkt (wurde), 
die von ihrer Bedeutung her gesehen als repräsentativ einzu-
stufen sind. Das heißt, jene Insolvenzfälle, denen in bezug 
auf die Höhe der geltend gemachten Forderungen und die 
Anzahl der betroffenen Konkursgläubiger eine nur unterge-
ordnete Bedeutung zukommt, bleiben von vorneherein bei 
6)  Vgl. Presse-Nachrichten des Bayerischen Landesamts für Statistik und 
Datenverarbeitung vom 1.3. 1982, München. 
7)  Creditreform-Insolvenzanalysen 1981, in: Jahresbericht 1981, Verband 
der Vereine Creditreform, Neuss, S. 5. 
8)  Vgl. Creditreform-Insolvenzanalysen 1982, in Unternehmensentwicklung 
1982, Verband der Vereine Creditreform, Neuss, S. 4. 
9) Vgl. z. B. Zahlungsschwierigkeiten in Bayern 1981, Statistische Berichte 
des Bayerischen Landesamts für Statistik und Datenverarbeitung und 
Statistisches Bundesamt, Fachserie 2, Reihe 4.1, Insolvenzverfahren 1981. 
der Auswertung unberücksichtigt.“
7) Ein Widerspruch in 
sich also, zumindest was die Gläubigerforderungen als 
Untersuchungsmerkmal anbelangen würde! Aber auch die 
Übertragung der in der Teiluntersuchung gewonnenen 
Angaben über die Beschäftigtenzahl der fallierten Unterneh-
men auf die Gesamtheit aller in Konkurs geratenen Unter-
nehmen muß zumindest sehr bedenklich erscheinen, nach-
dem generell ein sehr enger Zusammenhang zwischen der 
Höhe der Konkursschulden und der Beschäftigtenzahl vor-
liegt. Man denke hierbei etwa an den kausalen Zusammen-
hang beider Größen mit dem (Anlage-)Vermögen der Un-
ternehmen. 
Bereits die Verwendung der aus den eigenen Untersuchun-
gen gewonnenen branchen- und rechtsformspezifischen 
Beschäftigtenzahlen der Unternehmen hätten bei Heranzie-
hung entsprechender Hochrechnungsfaktoren in der Credit-
reform-Untersuchung 1981 ein um rund 50 000 bzw. 70 000 
Beschäftigte niedrigeres Resultat ergeben. Die pauschale 
Zugrundelegung des nicht repräsentativen Durchschnitts 
von 36 betroffenen Arbeitnehmern je Unternehmensinsol-
venz führte dagegen, multipliziert mit der (amtlichen) Zahl 
von 8494 Unternehmensinsolvenzen, zu der weit überhöh-
ten Einschätzung, daß 1981 305 784 Beschäftigte betroffen 
waren. Für 1982 wurde dieses Vorgehen korrigiert und eine 
branchenspezifische Hochrechnung vorgenommen. Den-
noch resultierte zweifellos immer noch ein stark überhöhtes 
Ergebnis, weil nämlich die Creditreform-Analyse auf den im 
Bundesanzeiger veröffentlichten Konkursen basiert.
8) Bei 
diesen handelt es sich grundsätzlich um eröffnete und damit 
überdurchschnittlich schwerwiegende Konkurse, die vielen 
kleinen masselosen Konkurse kommen nur in Ausnahmefäl-
len zur Veröffentlichung. 
Auch die Zusammensetzung der in Bayern registrierten 
Unternehmensinsolvenzen läßt merkliche Abweichungen zu 
den für das Bundesgebiet ermittelten Zahlen der amtlichen 
Statistik erkennen. So sind in Bayern Einzelfirmen erheblich 
stärker in der Insolvenzstatistik vertreten, während Perso-
nengesellschaften, denen im Hinblick auf ihre weitaus 
höhere Beschäftigtenzahl ein Mehrfaches an Bedeutung 
zukommt, unterrepräsentiert sind
9). Die Hochrechnung des 
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sieben betroffenen Arbeitnehmern je Unternehmenskonkurs 
ergibt daher das vermutlich zu niedrige „Bundesergebnis“ 
von 55 000 Beschäftigten. Dies bestätigt sich etwa bei Ver-
wendung rechtsformspezifischer Hochrechnungsfaktoren, 
welche zu der deutlich höheren Zahl von 68 000 Betroffenen 
führen würde. 
5. Insolvenzzeitpunkt und Beschäftigtenstand 
Nicht nur die unterschiedliche Zusammensetzung der bei-
den genannten Teiluntersuchungen bedingt jedoch die 
erheblich voneinander abweichenden Ergebnisse. Vielmehr 
liegen den Angaben zum Beschäftigtenstand der einzelnen 
Unternehmen auch völlig verschiedene Bezugszeitpunkte 
zugrunde. In den Ergebnissen der Insolvenzstatistik, welche 
auf Angaben der Konkursgerichte beruhen, finden sich die 
Beschäftigungsverhältnisse der betroffenen Unternehmen in 
der Form wieder, wie sie sich zum Zeitpunkt des Kon-
kursantrags darstellen. Creditreform bezieht darüber hinaus 
auch die Freisetzungen „im Vorfeld der Insolvenzen“ mit 
ein.
10). Dabei wird ausgegangen vom jeweiligen Beschäftig-
tenstand zu Beginn der Zahlungsunfähigkeit, welcher dann 
als gegeben erscheint, wenn „zu einem absehbaren Fällig-
keitstermin Verbindlichkeiten nicht mehr erfüllt werden 
können“. Dieser Zeitpunkt kann – so Creditreform – auf-
grund von Wirtschaftsauskünften nachträglich bestimmt 
werden. 
Das geltende Insolvenzrecht hat den sogenannten Insolvenz-
zeitpunkt demgegenüber an die Tatbestände der Zahlungs-
unfähigkeit oder (bei Kapitalgesellschaften) auch der Über-
schuldung geknüpft. Nach dem Aktiengesetz bzw. dem 
GmbH-Gesetz werden Vorstand und Geschäftsführung von 
Kapitalgesellschaften zwar dazu verpflichtet, bei Zahlungs-
unfähigkeit oder Überschuldung ohne schuldhaftes Zögern, 
spätestens binnen drei Wochen die Eröffnung eines Kon-
kurs- oder Vergleichsverfahrens zu beantragen (§ 92 Abs. 2 
AktG, § 64 Abs. l GmbHG). In der Praxis freilich ergeben 
sich nicht selten erhebliche Probleme bei der Feststellung 
und Bewertung der maßgeblichen finanziellen Verhältnisse, 
so daß auch die Festlegung eines Zeitpunkts der Kon-
kursreife selbst für die Betroffenen oftmals schwerfällt.
11) 
Zwar ist entsprechend § 102 Abs. 2 der Konkursordnung 
die Zahlungsunfähigkeit insbesondere dann anzunehmen, 
„wenn Zahlungseinstellung erfolgt ist“. Das heißt jedoch 
nicht, daß eine Zahlungseinstellung samt ihren sichtbaren 
Begleiterscheinungen (z. B. Wechselproteste, schleppendes 
Zahlungsverhalten usf.) unbedingt Zahlungsunfähigkeit 
begründen würde. Sie kann darüber hinaus z. B. auch auf 
einen vorübergehenden finanziellen Engpaß oder die 
schlechte Zahlungsmoral der Schuldner zurückzuführen 
sein. 
Auch das Gesetz über das Konkursausfallgeld, das speziell 
den vom Arbeitgeber nicht mehr zu befriedigenden Ansprü-
chen der betroffenen Arbeitnehmer gerecht werden soll, 
vermittelt keinen Hinweis über einen Zeitraum, auf den sich 
die Beschäftigungswirkungen einer Insolvenz zurücker-
strecken können bzw. wie weit zurück sie noch als solche zu 
interpretieren sind. Der Zeitraum, für den eine Gewährung 
10) VgJ. Presse-Information des Verbands der Vereine Creditreform vom 
18. 1. 1983, Neuss.  
11) Vgl. z. B. Meyer-Cording, U., Konkurs oder Sanierung?, in: Zeitschrift 
für das gesamte Kreditwesen, Frankfurt a. M. 1982, S. 798 ff.  
12) Vgl. Gesetz über das Konkursausfallgeld, a. a. O., § 141 b. 
von Konkursausfallgeld in Frage kommt, ist nicht unmittel-
bar an den geltenden Insolvenzzeitpunkt geknüpft. Es haben 
auch Arbeitnehmer Anspruch auf Konkursausfallgeld, deren 
Beschäftigungsverhältnis bereits weit im Vorfeld der Insol-
venz endete, soweit sie für die letzten drei Monate des 
Beschäftigungsverhältnisses (nicht des Zeitraums vor dem 
Konkursantrag!) noch ausstehende Lohn- und Gehaltsan-
sprüche geltend zu machen haben. Damit wird zwar ein 
relativ weiter zeitlicher Rahmen abgesteckt, ohne daß daraus 
jedoch ein vollständiges Bild über die Beschäftigungswir-
kungen ersichtlich wäre, weil die Gewährung von Kon-
kursausfallgeld schließlich an die Anspruchsvoraussetzun-
gen (rückständiges Arbeitsentgelt) geknüpft ist.
12) 
Generell bleibt festzustellen, daß bei allen Quantifizierungs-
versuchen von Insolvenzfolgen mit zunehmender Entfer-
nung vom Zeitpunkt des Insolvenzantrags naturgemäß die 
Unsicherheit wächst, Effekte mitzuerfassen, welche nicht 
mit der Insolvenz in unmittelbarem Zusammenhang stehen. 
Hier allgemein gültige Grenzen zweifelsfrei abzustecken, 
dürfte selbst im Einzelfall schwerfallen. Freisetzungen vor 
dem Zeitpunkt der feststehenden bzw. erwiesenen Illiquidi-
tät, etwa ab Auftreten erster Zahlungsschwierigkeiten jeden-
falls bezwecken eine Eindämmung finanzieller Schwierigkei-
ten und sind daher in keiner Weise unter die Auswirkungen 
von Insolvenzen zu subsumieren. Auch das in der Theorie 
verschiedentlich diskutierte Modell eines dem Insolvenzzeit-
punkt vorgelagerten Sanierungsverfahrens müßte schließlich 
die Möglichkeit eines Personalabbaus mitumfassen, einer 
Maßnahme, welche unabhängig von ihrem Erfolg zunächst 
als Versuch einer „Gesundschrumpfung“ zu bewerten wäre 
und nicht a posteriori (im Fall ihres Scheiterns) als Insol-
venzfolge. 
6. Hilfsweise Mitberücksichtigung freier Kapazitäten 
Die Probleme einen maßgeblichen (Insolvenz-)zeitpunkt zu 
fixieren und die damit in Zusammenhang stehenden Schwie-
rigkeiten der Abgrenzung gegenüber einem auf Dauer ange-
legten Abbau personeller (Über-)kapazitäten oder auch nur 
einer vorübergehenden Nichtbesetzung von Arbeitsplätzen 
lassen die Bemühungen um eine quantitative Erfassung bzw. 
Aussonderung der ausschließlich insolvenzbedingten 
B eschäftigungswirkungen als wenig aussichtsreich erschei-
nen. Zwar kann die Zahl der Arbeitnehmer, die zum Zeit-
punkt des Konkursantrags – etwa durch Wegfall oder Wech-
sel des Beschäftigungsvertrags – betroffen werden, ohne 
weiteres festgestellt werden, nicht jedoch die darin enthal-
tene Zahl von Personen, die freigesetzt oder gar arbeitslos 
wurden. Insofern vermittelt die bayerische Insolvenzstati-
stik einen Anhaltspunkt über eine Obergrenze an Entlassun-
gen als Folge der Beantragung eines Konkursverfahrens. Die 
Differenz zwischen dem Beschäftigtenstand bei „normaler“ 
Kapazitätsauslastung und dem zum Zeitpunkt des Konkurs-
oder Vergleichsantrags dagegen kann als sehr weit gesteckte 
Obergrenze für das Vorauswirken der Insolvenz in Gestalt 
von Freisetzungen und (freiwilligen) Abwanderungen von 
Beschäftigten angesehen werden. Damit sind jedenfalls die 
maximalen Beschäftigungswirkungen der Unternehmenszu-
sammenbrüche auf die Zahl der Arbeitsplätze beschränkt, 
welche in den fallierten Unternehmen unter normalen 
Umständen besetzt waren. Denn unabhängig davon, ob die 
entlassenen Arbeitskräfte anderweitig Beschäftigung finden 
oder arbeitslos werden, entsteht die eigentliche Belastung 
der Insolvenzen für den Arbeitsmarkt im Grunde aus der 
Vernichtung von Arbeitsplätzen, weil hierdurch eine Redu-
zierung des allgemeinen Angebots an Arbeitsplätzen erfolgt 
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geschmälert werden. Es gibt keinerlei Hinweise darauf, daß 
die Vermittlungschancen bzw. die Beschäftigungsmöglich-
keiten der ehemaligen Arbeitnehmer insolventer Unterneh-
men ungünstiger zu beurteilen wären, als die derer, die aus 
anderen Gründen arbeitslos wurden. 
7. Vorwiegend Kleininsolvenzen 
Rückt man von einer direkten Erfassung insolvenzbedingter 
Arbeitsplatzverluste ab und versucht statt dessen aufgrund 
von Überlegungen zur durchschnittlichen Größe der betrof-
fenen Unternehmen zu einer Einschätzung des Sachverhalts 
zu gelangen, so lassen sich dem Feld der Insolvenzursachen 
sowie den statistisch belegbaren Insolvenzschwerpunkten 
einige Anhaltspunkte entnehmen. Wenngleich auf keine 
wissenschaftlich fundierte „Theorie der Unternehmenszu-
sammenbrüche“ zurückgegriffen werden kann, weil eindeu-
tige Kausalzusammenhänge nicht belegt werden können, so 
gilt es doch als erwiesen, daß vornehmlich unzureichende 
Kapitalausstattung und Schwächen in der Unternehmens-
führung, insbesondere auch mangelnde Erfahrung, für das 
Scheitern von ausschlaggebender Bedeutung sind. Beiden 
Faktoren kommt bei kleinen und mittelständischen Betrie-
ben eine erhöhte Einflußnahme zu.
13) Die Bilanzstatistik der 
Deutschen Bundesbank führt deutlich vor Augen, daß bei 
kleinen und mittleren Unternehmen eine besonders ausge-
prägte Tendenz zur „Unterkapitalisierung“ besteht
14). Wäh-
rend mit abnehmender Betriebsgröße die Eigenkapitalquote 
immer mehr zusammenschrumpft, wächst der Anteil der 
Verbindlichkeiten unter den Bilanzpassiva stark an. In 
besonderem Maße gilt dies für das Baugewerbe, wo die 
durchschnittliche Eigenkapitalquote, in der sich in gewissem 
Sinne die Risikopolster der Unternehmen ausdrücken, 1981 
auf 5,5% absank, während sie im Gesamtdurchschnitt aller 
Unternehmen noch bei 20,5% lag. Angesichts dessen ist 
nicht zu bestreiten, daß die Eigenkapitalausstattung als ein 
wesentlicher Indikator für die Insolvenzgefährdung anzuse-
hen ist; die relative, auf die Zahl bestehender Unternehmen 
bezogene Insolvenzhäufigkeit lag im Baugewerbe nahezu 
dreimal so hoch wie in den übrigen Wirtschaftszweigen. Vor 
einem entsprechenden Hintergrund ist das erhöhte Insol-
venzrisiko der Gesellschaften mit beschränkter Haftung zu 
sehen, von denen die meisten nur mit dem gesetzlich vorge-
schriebenen Mindeststammkapital von 20 000 DM bzw. seit 
1981 50 000 DM ausgestattet sind.
15) 
13) Vgl. z. B. diesbezügliche Untersuchungen des IFO-Instituts für Wirt-
schaftsforschung, Hohe volkswirtschaftliche Verluste durch Insolvenzen, in: 
IFO-Schnelldienst 14/79, S. 12 ff., sowie „sprunghafter Insolvenzanstieg – 
Alarmzeichen aus der Wirtschaft“, in: IFO-Schnelldienst 34/82, S. 12 ff., 
München 1979 und 1982; außerdem: Hauptfleisch, K., „Insolvenzen: 
Finanzierungsmängel“, in: Zeitschrift für das gesamte Kreditwesen, Frankfurt 
a. M. 1982, S. 800 ff. 
14) Vgl. Deutsche Bundeshank, Ertragslage und Finanzierungsverhältnisse der 
Unternehmen im Jahre 1981, in: Monatsberichte der Deutschen Bundesbank 
34. Jhg. Nr. 11, November 1982, S. 14 ff. 
15) Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes betreffend die Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung und anderer handelsrechtlicher Vorschriften 
vom 4. Juli 1980 (BGB1. I S. 836) wurde das Mindeststammkapital für: 
Gesellschaften mbH mit Wirkung vom 1. Januar 1981 an von 20 000 auf 
50 000 DM heraufgesetzt; bestehende Gesellschaften haben eine Anpas-
sungsfrist bis Ende 1985. 
16)  Schätzung auf Basis der amtlichen Insolvenzstatistik; vgl. Statistisches 
Bundesamt, Fachserie 2, Reihe 4.2, Finanzielle Abwicklung der Insol-
venzverfahren. 
17) Zu den Verbindlichkeiten aller Unternehmen, vgl. Deutsche Bundeshank, 
Ertragslage . . ., a. a. O., S. 14 ff. 
18) Vgl. hierzu auch „Sprunghafter Insolvenzanstieg – Alarmzeichen aus der 
Wirtschaft“, in: IFO-Schnelldienst 34/82, München, S. 15. 
Auch der überaus hohe Anteil junger Unternehmen deutet 
darauf hin, daß vorrangig kleinere – zumal während der 
Aufbauphase besonderen Risiken ausgesetzte – Betriebe 
Insolvenzen zum Opfer fallen; vier von fünf zusammenge-
brochenen Unternehmen bestanden zum Zeitpunkt der 
Konkursanmeldung noch keine acht Jahre. Ein weiteres 
Indiz für eine allenfalls durchschnittliche Betriebsgröße mag 
auch in der Höhe der Gläubigerforderungen bestehen, die 
sich im Durchschnitt auf rund 600000 bis 700000DM 
schätzen läßt;
16) die Schulden der in Konkurs geratenen 
Unternehmen lagen damit trotz des Umstands besonders 
akuter Finanzprobleme, welche i. a. auf eine überproportio-
nale Verschuldung zurückzuführen sind, im Durchschnitt in 
der gleichen Größenordnung wie die Verbindlichkeiten 
finanziell gesunder Unternehmen.
17) 
Gegenüber der Vielzahl von Zusammenbrüchen kleiner und 
mittelständiger Unternehmen sind die sogenannten Groß-
konkurse in der gesamten „Insolvenzlandschaft“ eher als 
Ausnahmeerscheinungen zu werten, wenngleich sie auf-
grund ihrer meist spektakulären Folgen vorrangig ins 
Bewußtsein der Öffentlichkeit dringen. Diese Folgen beste-
hen unter anderem auch darin, daß oft eine ganze Reihe 
kleinerer Zuliefererbetriebe oder anderer in wirtschaftlicher 
Abhängigkeit befindlicher Firmen von den Zahlungsschwie-
rigkeiten großer Unternehmen in den finanziellen Ruin 
gerissen wird,
18) was in der statistischen Gesamtheit aller 
Unternehmensinsolvenzen zu einer Nivellierung der Aus-
wirkungen führt. 
Alles in allem verweisen die verfügbaren Indikatoren darauf, 
daß die Unternehmenszusammenbrüche allenfalls Auswir-
kungen nach sich ziehen, die keinem primären Einfluß der 
Unternehmensgröße unterliegen, so daß sie in einem pro-
portionalen Verhältnis zur relativen Insolvenzhäufigkeit 
anzusetzen sind. Anderweitige Folgerungen würden eine 
tendenziell höhere Insolvenzgefährdung der größeren 
Unternehmen im Vergleich zu den kleinen und mittleren 
voraussetzen. Dafür gibt es jedoch keinerlei Anzeichen –
weder in der Statistik, noch im Rahmen von einfachen 
Plausibilitätsüberlegungen. 
8. Die „branchenspezifische“ Betriebsgröße als Hoch-
rechnungsbasis 
Um zu einer Abschätzung über die maximalen Beschäfti-
gungswirkungen von Unternehmensinsolvenzen zu gelan-
gen, wird in der folgenden Modellrechnung davon ausge-
gangen, daß die gescheiterten Unternehmen – ungeachtet 
denkbarer Unterauslastungserscheinungen im Vorfeld der 
Insolvenz – die Gesamtheit aller wirtschaftlich aktiven 
Unternehmen hinsichtlich ihrer durchschnittlichen Beschäf-
tigtenzahl repräsentieren. Nachdem sowohl die Betriebs-
größe, als auch die relative Insolvenzhäufigkeit der Unter-
nehmen charakteristische Branchenunterschiede aufweist, 
erscheint es zweckdienlich, diesen speziellen Verhältnissen 
Rechnung zu tragen und eine Differenzierung nach Wirt-
schaftszweigen vorzunehmen. Es wird also unterstellt, daß 
die Betriebsgröße selbst – abgesehen von branchentypischen 
Unterschieden – ohne unmittelbaren Einfluß auf die Insol-
venzgefährdung ist, daß also primär aus der Branchenzuge-
hörigkeit Auswirkungen in Gestalt unterschiedlicher Insol-
venzgefährdung erwachsen, was aufgrund der unterschiedli-
chen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen durchaus plausi-
bel erscheint. Negative Beschäftigungseffekte innerhalb der 
einzelnen Wirtschaftszweige sind entsprechend diesen 
Modellannahmen das Ergebnis von zweierlei (multiplikativ 
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miteinander verknüpften) Faktoren, zum einen der bran-
chendurchschnittlichen Betriebsgröße und zum anderen der 
branchenspezifischen Insolvenzhäufigkeit. Es kann davon 
ausgegangen werden, daß erstere – aufgrund der großen 
Zahl von Unternehmen – auch auf längere Sicht nur unwe-
sentlichen Schwankungen ausgesetzt ist. Aber auch die rela-
tiven Insolvenzhäufigkeiten innerhalb der einzelnen Bran-
chen zeigten im Verlauf der letzten Jahre ein konstantes 
Verhältnis gegenüber dem allgemeinen Trend. Die Insol-
venzquoten lagen im Baugewerbe in jedem der letzten drei 
Jahre etwa zweieinhalbmal so hoch wie im jeweiligen 
Durchschnitt aller Unternehmen. Auch für das verarbei-
tende Gewerbe war durchwegs ein – wenngleich nur leicht -
überdurchschnittliches Insolvenzrisiko zu konstatieren, 
während Handel und Dienstleistungsbereich grundlegend 
niedrigere Insolvenzquoten aufwiesen. Allein die Stetigkeit 
der Verhältnisse zwischen den wesentlichen Wirtschafts-
zweigen dürfte die Annahme bestärken, daß sich Beschäfti-
gungswirkungen von Insolvenzen in hohem Maße auf bran-
chenspezifische Faktoren zurückführen lassen.
19) 
Ausgehend von einer dem jeweiligen Branchendurchschnitt 
entsprechenden Zahl von Arbeitsplätzen führt die Hoch-
rechnung auf Basis wirtschaftszweigspezifischer Insolvenz-
häufigkeiten zu dem Ergebnis, daß mit den Unternehmens-
zusammenbrüchen des Jahres 1982 allerhöchstens 136 000 
Arbeitsplätze verlorengingen. Für die Jahre 1981 und 1980 
ergibt sich dementsprechend eine Obergrenze von 100 000 
bzw. 76 000 Arbeitsplatzverlusten. Die nachhaltigsten Aus-
wirkungen ergaben sich im verarbeitenden Gewerbe, wo die 
durchschnittliche Betriebsgröße mit 25 Arbeitsplätzen mehr 
19)  Zum Berechnungsmodus vgl. Tabelle 3, einschließlich dortiger Fußnoten. 
20)  Zum Teil verkürzte Wiedergabe.  Die Modellrechnung von DIW ist 
ausführlich dargestellt in: DIW-Wochenbericht 45/82 vom 11. 11. 1982, 
Berlin, S. 554 f. 
als doppelt so hoch anzusetzen war wie im Durchschnitt 
aller Unternehmen (11) und zugleich die Häufigkeit von 
Zusammenbrüchen ein überdurchschnittliches Niveau 
erreichte. Demgegenüber sind den Modellannahmen ent-
sprechend im Baugewerbe die Auswirkungen der hohen 
Insolvenzhäufigkeit durch die unterdurchschnittliche 
Betriebsgröße etwas gedämpft. Im Handel und Dienstlei-
stungsbereich waren die Arbeitsplatzverluste noch niedriger 
einzuschätzen, was auf das Dominieren relativ kleiner 
Betriebe sowie die unterdurchschnittliche branchenspezifi-
sche Insolvenzhäufigkeit zurückgeführt werden konnte. 
9. Die Modellrechnung des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW)
20) 
In einem speziell auf den finanziellen Auswirkungen der 
Konkurse aufgebauten Ansatz hat auch das Deutsche Insti-
tut für Wirtschaftsforschung versucht, eine Obergrenze für 
die insolvenzbedingten Verluste von Arbeitsplätzen zu fin-
den. Ausgehend von der Höhe der Forderungsverluste der 
Gläubiger schließt DIW in Differenzierung nach Branchen 
zunächst auf eine Obergrenze der Verluste an Anlagevermö-
gen, wobei unterstellt wird, daß die Produktionsanlagen der 
betroffenen Unternehmen in vollem Umfang vernichtet 
werden und keinerlei Weiterverwendung bzw. Veräußerung 
stattfindet. Aufgrund wirtschaftszweigspezifischer Kapital-
intensitäten wird im zweiten Schritt eine Relation zwischen 
Anlagevermögen und Arbeitsplätzen hergeleitet und der 
maximale Umfang der insolvenzbedingten Arbeitsplatzver-
luste errechnet. Diese Modellrechnung stützt sich in ihrem 
Kern auf bilanzielle Kennziffern und Gegebenheiten, welche 
für die Gesamtheit aller Wirtschaftsunternehmen Gültigkeit 
besitzen; zudem werden jedoch einige Korrekturfaktoren 
eingebracht, die den abweichenden Verhältnissen bei zah-
lungsunfähigen Unternehmen Rechnung tragen sollen. Die 
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wird dabei um die Hälfte höher angesetzt als allgemein bei 
Unternehmen des betreffenden Wirtschaftszweigs, nachdem 
zur Erhaltung der Zahlungsfähigkeit meist eine umfangrei-
che Liquidierung von Umlaufvermögen denkbar erscheint. 
Darüber hinaus setzt DIW den Kapitaleinsatz je Arbeits-
platz um 20% niedriger an als im Branchendurchschnitt, 
was ebenfalls eine höhere Einschätzung der Arbeitsplatzver-
luste zur Folge hat. Beide Korrekturfaktoren, die Annahme 
einer um 50% höheren Relation zwischen Anlagevermögen 
und Verbindlichkeiten und die einer um 20% niedrigeren 
Kapitalintensität, führen zu einem nahezu doppelt so hohen 
Resultat wie die unmittelbare Übertragung der Verhältnisse 
„gesunder“ Unternehmen auf die fallierten. Für das Jahr 
1982 ergab sich auf diese Weise eine Obergrenze von 
160 000 Arbeitsplatzverlusten. Allerdings basiert diese Ein-
schätzung auf vorläufigen Ergebnissen und Schätzungen 
aufgrund von Monatsdaten. Nach Vorliegen der endgültigen 
Zahlen wäre das Ergebnis entsprechend dem Berechnungs-
modus etwas niedriger ausgefallen. Für die Jahre 1981 und 
1980 wurden von DIW die Arbeitsplatzverluste auf eine 
maximale Zahl von 106 000 bzw. 66 000 veranschlagt. Aus-
drücklich weist DIW in bezug auf die der Modellrechnung 
zugrunde gelegten Annahmen darauf hin, daß dabei jeweils 
auch die Arbeitsplätze der Selbständigen und der mithelfen-
den Familienangehörigen, vor allem aber auch die der unter-
auslastungsbedingt nicht besetzten Arbeitsplätze mitberück-
sichtigt wurden. 
Damit gelangt das Deutsche Institut für Wirtschaftsfor-
schung in seiner Modellrechnung auf einem völlig anderen 
Weg zu Ergebnissen, die in der gleichen Größenordnung 
liegen, wie die Hochrechnung branchendurchschnittlicher 
Beschäftigtenzahlen aufgrund von Insolvenzhäufigkeiten. 
Beidemal wurde bewußt versucht, eine Obergrenze poten-
tieller Beschäftigungswirkungen abzustecken, wobei der 
oftmals vorhandene, jedoch nur schwer abgrenzbare Einfluß 
der Unterauslastung personeller Kapazitäten (unbesetzte 
Arbeitsplätze) nicht eliminiert wurde. 
10. Insolvenzbedingte Arbeitslosigkeit von 
untergeordneter Bedeutung 
Die oben dargestellten Ansätze sind jeweils als Versuch zu 
werten, ausgehend von den (z. T. geschätzten) Beschäfti-
gungsverhältnissen zusammengebrochener Unternehmen 
den maximalen Umfang insolvenzbedingter Entlassungen 
abzustecken. Dem Tatbestand, daß nicht jeder Konkurs -
Vergleiche ohnehin nicht – zu einer Betriebsstillegung führt, 
weil insbesondere größere Firmen im Zuge bzw. nach 
Abschluß der Verfahren ganz oder abteilungsweise aufge-
kauft werden, konnte nicht unmittelbar Rechnung getragen 
werden. Lediglich in der Creditreform-Untersuchung 
wurde das erwiesenermaßen stark überhöhte Ergebnis etwas 
korrigiert, allerdings nur mit einem pauschalen Abschlag 
von 10% der vermeintlichen Betroffenen,
21) welcher zudem 
21)  Vgl. Creditreform-Insolvenzanalysen 1982, a. a. O., S. 11. 
22)  Vgl. Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit, Monatshefte 
Nürnberg 1980, 1981 und 1982. 
23)  Vgl. ebenda, Nr. 3/1983, S. 174 f. 
24)  Ebenda, S. 175 f. 
25) Vgl. ebenda, S. 175; die Zahl der Personen, für die Einzel- oder Sammel-
anträge auf Konkursausfallgeld (KauG) gestellt werden, liegt naturgemäß 
etwas höher als die Zahl der Empfänger von KauG, wie sie in Tabelle 2 
aufgeführt sind. 
26)  Ebenda, S. 175. 
angesichts der verstärkten Sanierungsbemühungen um 
Großunternehmen unzureichend erscheinen mag. Auch der 
Faktor, daß vor allem fachlich qualifizierte Kräfte relativ 
gute Chancen vorfinden, anderweitig Beschäftigung zu fin-
den, zumal oftmals auch die Konkursabwicklung für einen 
zeitlichen Spielraum bei der Arbeitsplatzsuche sorgt, konnte 
keine Berücksichtigung finden. Selbst unter den extremen 
Annahmen also, daß trotz der – sicherlich oft der Insolvenz 
vorgelagerten – Kapazitätsunterauslastung der Beschäftig-
tenstand der betroffenen Unternehmen noch dem Branchen-
durchschnitt entspräche, weiterhin daß alle Insolvenzen eine 
Betriebsstillegung zur Folge hätten und schließlich daß alle 
(ehemaligen) Betriebsangehörigen der gescheiterten Unter-
nehmen arbeitslos würden, könnten die insolvenzbedingten 
Zugänge zur Arbeitslosigkeit in den letzten drei Jahren 
allenfalls auf 3 bis 4% aller Zugänge veranschlagt werden; 
schließlich wurden seit 1980 Jahr für Jahr über 3 Millionen 
Menschen arbeitslos, 1982 waren es sogar 3,7 Millionen.
22) 
Auch die Bundesanstalt für Arbeit hat jüngst ein Ergebnis 
über eine strukturelle Untersuchung der Arbeitslosmeldun-
gen Ende Mai/Anfang Juni 1982 vorgelegt.
23) Eine auf dieser 
Basis aufgebaute Hochrechnung führte zu dem Ergebnis, 
daß im Jahr 1982 etwa 130 000 oder 3% aller Arbeitslosmel-
dungen auf Konkurse und (andere) Betriebsstillegungen 
zurückzuführen waren. Wie weit sich diese Zahl jedoch aus 
konkurs- bzw. insolvenzbedingten Entlassungen rekru-
tierte, konnte nicht festgestellt werden. Darüber hinaus 
wurde jedoch als weitere Orientierungshilfe auf die Zahl der 
Antragsteller auf Konkursausfallgeld hingewiesen; sie 
dürfte, so die Bundesanstalt, „den Personenkreis der von 
Konkursen betroffenen Arbeitnehmer der Größenordnung 
nach annähernd zutreffend beschreiben, da heute das Gros 
dieser Arbeitnehmer noch Ansprüche auf Arbeitsentgelt hat, 
die zu Anträgen auf Konkursausfallgeld führen“.
24) Gerade 
diese Zahl der betroffenen Arbeitnehmer, welche die Bun-
desanstalt für Arbeit im Jahr 1982 auf ca. 140 000 schätzt,
25) 
deckt sich relativ genau mit den Ergebnissen der gezeigten 
Modellrechnungen. Sie ist ebenso als eine Obergrenze zu 
verstehen, denn „die Zahl der entsprechenden Arbeitslosen-
meldungen muß niedriger liegen, da nicht alle von Kon-
kursen betroffene Arbeitnehmer arbeitslos werden“.
26) Die 
zusätzliche Belastung für den Arbeitsmarkt, die durch die 
gegenwärtige Insolvenzwelle ausgelöst wird, ist damit zwei-
fellos deutlich niedriger anzusetzen als vielfach vermutet. 
Auch die auffallende Korrelation von Arbeitslosenzahlen 
und Insolvenzzahlen sollte nicht über die wirkliche, weitge-
hend gemeinsame Ursächlichkeit beider besorgniserregender 
Sachverhalte hinwegtäuschen. 
11. Zusammenfassung 
(1)  In der vorliegenden Untersuchung werden verschiedene 
Ansätze zur Quantifizierung insolvenzbedingter Beschäfti-
gungswirkungen  einander  gegenübergestellt.  Dabei wird 
insbesondere das Zustandekommen der zum Teil bereits in 
der  Tagespresse   verlautbarten,   höchst   unterschiedlichen 
Ergebnisse näher beleuchtet, die den Beitrag der jüngsten 
Insolvenzwelle zur Arbeitslosigkeit zum einen auf wenige 
Prozent der Zugänge und zum anderen auf über 20% des 
Bestands an Arbeitslosen beziffert haben. 
(2)  Zum höchsten Resultat gelangte der Verband der Ver-
eine Creditreform, der in seinen Insolvenzanalysen die Zahl 
der insolvenzbedingten Arbeitslosen 1982 mit 328 000 bzw. 
1981 mit 275 000 angab und 18 bzw. 22% der Arbeitslosig-
keit auf Insolvenzen zurückführte. Dabei wurde davon aus- 
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chen betroffenen Arbeitnehmer (1982: 365 000, 1981: 
306 000) mit Arbeitslosigkeit zu rechnen hätten. Das Baye-
rische Statistische Landesamt hat demgegenüber seinerzeit 
die Zahl der konkursbedingt freigesetzten Beschäftigten für 
1981 auf rund 60 000 veranschlagt, und zwar mit dem 
Hinweis, daß Entlassungen und Abwanderungen von 
Beschäftigten vor dem Konkursantrag nicht berücksichtigt 
wären, daß jedoch andererseits nicht jeder Beschäftigte eines 
in Konkurs geratenen Unternehmens arbeitslos würde. 
(3)  Bei näherer Betrachtung wird deutlich, daß ein Großteil 
der Abweichungen aus der nicht repräsentativen Basis der 
Creditreform-Untersuchung erwachsen, in welche die grö-
ßeren Insolvenzfälle bevorzugt eingingen. Auf Grund regio-
naler Strukturunterschiede ist allerdings auch die Übertra-
gung der für Bayern vorgelegten Ergebnisse der Insolvenz-
statistik gewissen Einschränkungen unterworfen. Weitere 
Diskrepanzen ergeben sich aus dem unterschiedlichen Zeit-
bezug der Untersuchungen.  Creditreform berücksichtigt 
über den möglicherweise reduzierten Personalbestand zum 
Zeitpunkt des Insolvenzeintritts hinaus auch Freisetzungen 
im Vorfeld der Insolvenz. Auch gescheiterte Sanierungsbe-
mühungen von Unternehmen durch „Gesundschrumpfung“ 
werden damit als insolvenzbedingt interpretiert. 
(4)  Unabhängig von einem Bezugszeitpunkt beschränken 
sich die maximalen Beschäftigungswirkungen von Insolven-
zen auf die Zahl der Arbeitsplätze, die in den zusammenge-
brochenen Unternehmen unter normalen Umständen zur 
Verfügung standen, d. h. unter normaler Kapazitätsausla-
stung besetzt waren. Diese kann gleichgesetzt werden mit 
der Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer. Nachdem ver-
schiedene Anzeichen darauf hinweisen, daß vorrangig klei-
nere und mittlere Unternehmen in Zahlungsschwierigkeiten 
geraten, kann davon ausgegangen werden, daß die Zahl der 
Arbeitsplätze von zusammengebrochenen Unternehmen 
allenfalls den branchendurchschnittlichen Verhältnissen ent-
spricht. Damit wird unterstellt, daß aus der Unternehmens-
größe kein primärer Einfluß auf die Insolvenzgefährdung 
erwächst. Die Verwendung wirtschaftszweigspezifischer 
Insolvenzhäufigkeiten als Hochrechnungsfaktoren führen 
zu dem Ergebnis, daß von den Unternehmenszusammen-
brüchen des Jahres 1981 maximal 100 000 und 1982 maximal 
136 000 Arbeitsplätze betroffen waren. Zu einem vergleich-
baren – wenngleich durch die Einbeziehung von selbststän-
digen und mithelfenden Familienangehörigen etwas höhe-
ren- Ergebnis führt eine Modellrechnung des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung, das ausgehend von den 
Gläubigerverlusten über die potentiellen Ausmaße der Zer-
schlagung von Anlagevermögen auf eine Obergrenze von 
Arbeitsplatzverlusten schließt. 
(5) Die als Obergrenze verstandenen Ergebnisse der beiden 
letztgenannten Quantifizierungsansätze finden ihre Bestäti-
gung in den verfügbaren Indikatoren der Arbeitsmarktstati-
stik der Bundesanstalt für Arbeit. Die Zahl der Empfänger 
von Konkursausfallgeld lag 1981 bei rund 88 000 und 1982 
bei rund 121 000 Personen; auch diese Größe erlaubt wegen 
ihres speziellen temporären Bezugs sowie der geltenden 
Anspruchsvoraussetzungen nur eine grobe Abschätzung 
über die Zahl der betroffenen Arbeitnehmer, nicht jedoch 
über insolvenzbedingte Zugänge zur Arbeitslosigkeit. Letz-
tere sind naturgemäß niedriger anzusetzen, nachdem nicht 
alle Betroffenen arbeitslos werden. Selbst unter extremen 
Annahmen war der Beitrag der Insolvenzen zur Arbeitslo-
sigkeit in den letzten Jahren allenfalls auf 3 bis 4% zu 
veranschlagen. Eine jüngst von der Bundesanstalt für Arbeit 
auf Hochrechnungsbasis durchgeführte Analyse führte 1982 
rund 130 000 oder 3% aller Arbeitslosmeldungen auf kon-
kursbedingte und andere Betriebsstillegungen zurück. 
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